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Sorgerechtsstreit in Hamburg:
Unternehmerin wendet sich an das

Bundesverfassungsgericht
Christina Block erhebt Verfassungsbeschwerde wegen
Sorgerechtsstreit um ihre Kinder; Fall eskaliert nach

Kindesentziehung.

Im Kampf um das Sorgerecht ihrer Kinder hat die Hamburger
Unternehmerin Christina Block das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe eingeschaltet. Dies geschah, nachdem ein
Oberlandesgericht die Zuständigkeit für den Fall abgegeben
hatte und sie das Gefühl hatte, in diesem Verfahren nicht
ausreichend gehört worden zu sein. Laut der Hamburger
Anwaltskanzlei Unger, die Christina Block vertritt, wurde die
Verfassungsbeschwerde von einem spezialisierten Rechtsanwalt
aus Berlin eingereicht und zielt auf die Wahrung ihrer Rechte
sowie der ihrer Kinder ab, die im Mittelpunkt des Rechtsstreits
stehen.

Christina Block und ihr Ex-Mann geraten seit Jahren in einen
Rechtsstreit um das Sorgerecht für ihre beiden jüngeren Kinder,
die derzeit etwa 10 und 13 Jahre alt sind. Die Kinder leben seit
Ende August 2021 bei ihrem Vater in Dänemark, nachdem sie
von einem Besuch bei ihm nicht mehr zurückgekehrt sind. Dies
führte zu einem komplexen Rechtsprozess, der sich über längere
Zeit erstreckte. Das Hanseatische Oberlandesgericht hatte sich
zunächst im Oktober 2021 für die Mutter und deren
Aufenthaltsbestimmungsrecht entschieden. Jedoch erklärte das
Gericht am 19. Februar 2024, dass es für den Fall aufgrund des
verfestigten Lebensmittelpunkts der Kinder in Dänemark nicht
mehr zuständig sei.



Ermittlungen wegen Kindesentziehung

Ein Schockmoment für alle Beteiligten war die Ereignisse in der
Silvesternacht, als die beiden Kinder unter mysteriösen
Umständen und ohne vorherige Ankündigung nach Deutschland
gebracht wurden. Diese Aktion könnte ernsthafte rechtliche
Folgen nach sich ziehen. Ein Gerichtsbeschluss zwang die Mutter
dazu, die Kinder wieder nach Dänemark zu lassen. In diesem
Kontext gerieten Christina Block und ihr Vater, der bekannte
Restaurantgründer Eugen Block, ins Visier der
Staatsanwaltschaft. Der Vorwurf lautet auf Entziehung
Minderjähriger, und es wird behauptet, dass sie aktiv an der
Organisation dieser fragwürdigen Aktion beteiligt gewesen sein
könnten, eventuell sogar mit der Hilfe Dritter.

Die Staatsanwaltschaft hat bereits diverse Durchsuchungen in
Geschäfts- und Privaträumen vorgenommen, um Beweise in
dieser heiklen Angelegenheit zu sichern. Block selbst hat
vehement bestritten, dass sie jemals Dritten den Auftrag erteilt
habe, ihre Kinder gewaltsam aus Dänemark zurückzuholen. Ihr
Vater, Eugen Block, äußerte hierzu gegenüber dem „Hamburger
Abendblatt“, dass er sich nicht weiter dazu äußern könne und
nicht in die Situation verwickelt sei.

Die rechtlichen Unsicherheiten im
Sorgerechtsstreit

Der Sorgerechtsstreit um die Block-Kinder zeigt eindrücklich, wie
kompliziert und belastend solche Verfahren werden können,
insbesondere wenn mehrere Jurisdiktionen betroffen sind. Das
OLG hat die Sache im letzten Jahr für nicht mehr zuständig
erklärt, was für die Kinder und die Eltern verschiedene
juristische Herausforderungen bedeutet. Das Einbringen der
Verfassungsbeschwerde könnte eine strategische Entscheidung
von Christina Block sein, um auf die wahrgenommenen
Ungereimtheiten im Verfahren aufmerksam zu machen und ihre
rechtlichen Optionen auszuloten.



Insgesamt bleibt die Situation für alle Beteiligten angespannt, da
sich die rechtlichen Auseinandersetzungen weiterhin zuspitzen
können. Die Komplexität solcher Sorgerechtsfälle wird oft erst
richtig sichtbar, wenn sich die Eltern nicht einig sind und das
Wohl der Kinder in den Mittelpunkt gerückt wird. Es bleibt
abzuwarten, welche Entscheidungen das
Bundesverfassungsgericht in Bezug auf die eingereichte
Beschwerde treffen wird und welche Auswirkungen diese auf die
familiäre Situation haben könnten.

Die Hintergründe der
Sorgerechtsstreitigkeiten

In Deutschland können Sorgerechtsstreitigkeiten oft
weitreichende und komplexe rechtliche Fragen aufwerfen. Diese
Fälle sind nicht nur emotional aufgeladen, sondern betreffen
auch verschiedene rechtliche Ebenen, insbesondere wenn sie
international sind. Englischsprachige Begriffe wie „Custody“
oder „Jugendamt“ werden oft verwendet, doch die tatsächlichen
deutschen Gesetze und Verordnungen können sich erheblich
unterscheiden. Bei Streitigkeiten um das Sorgerecht ist es
besonders wichtig zu klären, wo der Wohnsitz der Kinder ist und
wie die elterlichen Rechte verteilt sind. Dies kann für Eltern, die
in verschiedenen Ländern leben, zusätzliche Hürden darstellen.

Die weitere Entwicklung der Verfassungsbeschwerde könnte
möglicherweise auch präzedenzielle Wirkung für ähnliche
zukünftige Fälle haben. Die rechtlichen Rahmenbedingungen in
Deutschland in Bezug auf Sorgerecht und elterliche
Verantwortung sind von großer Bedeutung, nicht nur für die
Betroffenen, sondern auch für die Gesellschaft insgesamt. Die
Auflösung solcher Konflikte ist von zentraler Bedeutung für die
Gewährleistung des Wohls der Kinder und die Aufrechterhaltung
der rechtlichen Integrität in Familiensachen.

Der Sorgerechtsstreit zwischen Christina Block und ihrem Ex-
Mann beleuchtet nicht nur die persönlichen Konflikte der
Beteiligten, sondern wirft auch grundlegende Fragen über die



rechtlichen Rahmenbedingungen für internationale
Sorgerechtsfälle auf. In Deutschland wird das Sorgerecht in der
Regel nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) geregelt,
während international anerkannte Abkommen wie das Haager
Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte
internationaler Kindesentführung (1980) die Rückführung von
Kindern in solche Streitigkeiten regeln. Diese rechtlichen
Gegebenheiten zeigen, wie kompliziert Sorgerechtsverfahren
werden können, insbesondere wenn sie über nationale Grenzen
hinausgehen.

Besonders unter den Gesichtspunkten des Kindeswohls und der
rechtlichen Vertretung entsteht hier ein Spannungsfeld. Die
Frage, ob die Kinder in ihrem neuen Lebensmittelpunkt in
Dänemark bleiben sollten oder nicht, steht dabei im Mittelpunkt.
Die deutschen Gerichte mussten sich auch mit Überlegungen
befassen, wie stabile und sichere Lebensverhältnisse im Sinne
des Kindeswohls geschaffen werden können. Hierbei spielt auch
der Einfluss des Sozialdienstes und der psychologischen
Gutachter eine Rolle, die oft unterschiedliche Perspektiven auf
die Situation der Kinder bieten.

Gesetzliche Grundlagen und deren
Anwendung

Die in diesem Fall relevanten gesetzlichen Grundlagen sind
sowohl im deutschen Recht als auch im internationalen Recht
verankert. Insbesondere das BGB legt fest, dass das Kindeswohl
das oberste Prinzip in Entscheidungen über das Sorgerecht
darstellt. In Fällen, in denen ein Elternteil in einem anderen Land
lebt, kann das Haager Übereinkommen Anwendung finden, um
sicherzustellen, dass die Rückführung des Kindes in das Land
des gewohnten Aufenthalts nicht gegen das Kindeswohl
verstößt.

Haager Übereinkommen: Es wurde 1980 implementiert, um
internationale Kindesentführungen zu verhindern und die
Rückführung entführter Kinder zu erleichtern. Es zielt darauf ab,



für das Kind den gewohnten Aufenthalt und die damit
verbundenen familiären Strukturen wiederherzustellen. Das
Gericht in diesem Fall wird sich auch auf solche Prinzipien
stützen müssen.

Rechtliche Herausforderungen

Sorgerechtsstreitigkeiten werden oft von emotionalen Konflikten
geprägt, die die rechtlichen Prozesse zusätzlich komplex
gestalten. Ein Beispiel hierfür ist die Behauptung von Christina
Blocks Anwalt, dass ihrer Mandantin während des Verfahrens
kein rechtliches Gehör gewährt wurde. Solche Vorwürfe sind
nicht nur rechtlich bedeutsam, sondern können auch erhebliche
Auswirkungen auf das schließlich gefällte Urteil haben. Wenn ein
Gericht das rechtliche Gehör einer Partei nicht berücksichtigt,
könnte dies in einem höheren Verfahren zu einer Aufhebung des
Urteils führen.

Die laufenden Ermittlungen wegen Verdachts auf
Kindesentziehung fügen eine weitere Schicht der Komplexität
hinzu. Hier wird untersucht, ob die Mutter und ihr Ex-Mann
möglicherweise gegen geltendes Recht verstoßen haben, indem
sie versuchten, die Kinder gegen den Willen des Gerichts zu sich
zu holen. In solchen Fällen können schwerwiegende rechtliche
Konsequenzen folgen, die nicht nur das Sorgerecht sondern
auch das Strafrecht betreffen.

Demnach steht fest, dass diese Entwicklungen nicht nur das
private Leben der Beteiligten betreffen, sondern auch
weitreichende Implikationen für die rechtlichen
Rahmenbedingungen in Deutschland im Hinblick auf
Sorgerechtsstreitigkeiten haben können.
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